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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Gerhard 

Scheu 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung, entsprechend ihrer 
aus dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Freistaat Bayern resul- 
tierenden Verpflichtung, dem Parlament Vor- 
schlägen, den Bundesmittelanteil für die Fi- 
nanzierung der „Bamberger Symphoniker“ ge- 
mäß diesem Vertrag in den Bundeshaushalt 
2001 einzustellen? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann 
vom 18. September 2000 

Auch die Kultur kommt nicht umhin, ihren Beitrag zu den Konsoli- 
dierungsmaßnahmen der Bundesregierung zum Haushalt zu leisten. 
In diesem Zusammenhang wird der Gesamthaushalt des Beauftragten 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien nach der derzeitigen 
Planung von rd. 1,9 Mrd. DM des Jahres 1999 auf 1,675 Mrd. DM 
im Jahr 2003 sinken müssen. Dies entspricht einem Kürzungsvolu- 
men von rd. 0,225 Mrd. DM oder 1 1,8 %. 

Ein solcher Kürzungsumfang wurde den Bamberger Symphonikern 
nicht auferlegt. Vielmehr hat es mit einer Kürzung von über 7 % in 
2000 und von etwa 9% in 2001 - jeweils im Verhältnis zu 1999 - sein 
Bewenden; der Ansatz aus 2001 soll nach Planung der Bundesregie- 
rung bis 2003 fortgelten. 


2. Abgeordneter 

Gerhard 

Scheu 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, welchen rechtserheblichen Unter- 
schied sieht die Bundesregierung zwischen ei- 
nem förmlichen Vertrag des Bundes mit einem 
Land und den im Rahmen der Beratungen 
zum Steuersenkungsgesetz „belastbar“ ge- 
machten „Zusagen“ an die Bundesländer, 
wenn beide Akte unter „Parlamentsvorbehalt“ 
stehen, in einem Fall die erfüllende „Kabi- 
nettsentscheidung“ versagt, im anderen Fall 
stattgebend getroffen wird? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann 
vom 18. September 2000 

Diese Kürzung steht im Einklang mit der Vereinbarung über die Fi- 
nanzierung der Bamberger Symphoniker, da diese ausdrücklich den 
Vorbehalt der Etatbewilligung durch die zuständigen Gremien ent- 
hält. Dieser Vorbehalt umfasst neben dem Kabinettbeschluss der Bun- 
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desregierung zum jeweiligen Haushaltsgesetzentwurf das völlig un- 
streitige Budgetrecht des Deutschen Bundestages. 

Im Übrigen steht jede finanzielle Zusage der Bundesregierung - so- 
weit keine Mittel veranschlagt sind - unter Parlamentsvorbehalt. 


3. Abgeordneter 

Gerhard 

Scheu 

(CDU/CSU) 


Welche Mehrbelastungen für den Bundeshaus- 
halt ergeben bzw. ergäben sich aus 

- der Einlösung der am 14. Juli 2000 gemach- 
ten „Zusagen“ und 

- der vereinbarungsgemäßen Erfüllung des 
Einanzierungsvertrages „Bamberger Sym- 
phoniker“? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann 
vom 18. September 2000 

Die finanziellen Auswirkungen der im Rahmen des Vermittlungsver- 
fahrens zum Steuersenkungsgesetz mit den Eändern vereinbarten 
Kompensationszusagen betragen im Bundeshaushalt 2001 rd. 
800 Mio. DM. Über eine Veranschlagung wird in den anstehenden 
parlamentarischen Beratungen entschieden. 

Die Konsolidierungsmaßnahmen der Bundesregierung zum Haushalt 
2001 führen bei den Bamberger Symphonikern zu einer im Verhältnis 
zu früheren Einanzplanzahlen geringeren Bundeszuwendung von 
919 TDM. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter 

Peter Harry 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Wer hat von Seiten der Bundesrepublik 
Deutschland an der Arbeitssitzung der Pla- 
nungsstäbe des französischen Außenministeri- 
ums und des deutschen Auswärtigen Amts zu 
Überlegungen über die Zukunft der gemeinsa- 
men Agrarpolitik am 7. Juni 2000 in Paris teil- 
genommen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 20. September 2000 

Von deutscher Seite haben an der informellen Veranstaltung die fol- 
genden Personen teilgenommen: 

Eriedrich-Wühelm Graefe zu Baringdorf (Mitglied des Europäischen 
Parlaments) 
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Hans Lorenzen (Europäisches Parlament) 

Professor Dr. Ulrich Koester (Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel) 

Professor Dr. Tilmann Becker (Universität Hohenheim) 

Professor Dr. Winfried von Urff (Technische Universität München) 
Dr. Klaus-Jörg Heynen (Bundesministerium für Ernährung, Eand- 
wirtschaft und Eorsten) 

Aloys Bauer (Bundesministerium für Ernährung, Eandwirtschaft und 
Eorsten) 

Hartmut Krug (Bundesamt für Naturschutz) 

Dieter Gentzsch (Bundesministerium der Einanzen) 

Helmuth Pallien (Bundesministerium für Wirtschaft und Techno- 
logie) 

Georg Clemens Dick (Auswärtiges Amt) 

Helmut Elfenkämper (Auswärtiges Amt) 

Jutta Erasch (Auswärtiges Amt) 

Daniela Tidten (Auswärtiges Amt) 

Detlef Weigel (Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Paris) 
Dr. Axel Reich (Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Paris). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordneter Wann legt die Bundesregierung ihren Entwurf 

Erwin für ein Bundesbesoldungs- und -versorgungs- 

Marschewski anpassungsgesetz 2000 vor, und welche Eck- 

(Recklinghausen) punkte zur Übernahme der Tarifeinigung vom 

(CDU/CSU) Juni 2000 für den öffentlichen Dienst sind bis- 

lang vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 15. September 2000 

Die Bundesregierung wird in Kürze über die Erhöhung der Dienst- 
und Versorgungsbezüge entscheiden und den Entwurf eines Bundes- 
besoldungs- und -Versorgungsanpassungsgesetzes vorlegen. 


6. Abgeordneter Wie viele Betroffene können pro Jahr auf 

Erwin Grund dienstlich veranlasster Versetzungen 

Marschewski vom Kündigungsrecht nach § 570 BGB Ge- 

(Recklinghausen) brauch machen (bitte nach Soldaten, Beamten, 
(CDU/CSU) Eehrern, Sonstigen aufschlüsseln), und welche 

Kosten jährlich kämen bei ersatzloser Strei- 
chung des § 570 BGB auf die öffentlichen 
Haushalte (bitte nach Bund und Eändern auf- 
schlüsseln) zu? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 19. September 2000 

Der Bundesregierung liegen mangels statistischer Erfassung keine An- 
gaben darüber vor, wie viele Angehörige des öffentlichen Dienstes 
pro Jahr von dem Sonderkündigungsrecht nach § 570 BGB Gebrauch 
machen können. Demgemäß ist auch keine Kostenaussage möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


7. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Bestehen aus Sicht der Bundesregierung Be- 
denken gegen die Umsetzung der EU-Richt- 
linie „Rechtlicher Schutz biotechnologischer 
Erfindungen“ (98/44/EC) in nationales Recht 
im Hinblick auf eine dann mögliche Patentie- 
rung menschlichen, tierischen und pflanzli- 
chen Erbgutes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 11. September 2000 

Die Bundesregierung wird in Erfüllung der Pflichten nach Artikel 249 
des EG-Vertrages einen Gesetzentwurf zur Umsetzung der EU-Richt- 
linie 98/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
6. Juli 1998 über den rechtlichen Schutz biotechnologischer Erfin- 
dungen vorlegen. Dieser Gesetzentwurf befindet sich derzeit in der 
abschließenden Beratung zwischen den beteiligten Bundesministerien. 


8. Abgeordneter 

Dr.-lng. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung das Hochschulleh- 
rerprivileg nach § 42 Arbeitnehmererfmderge- 
setz, wonach mit öffentlichen Mitteln erarbei- 
tete Ergebnisse durch Hochschullehrer privat 
verwendet werden können, noch für gerecht- 
fertigt, oder plant sie eine Streichung des Pri- 
vilegs? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 14. September 2000 

Die Bundesregierung prüft derzeit Reformbedarf im Arbeitnehmerer- 
flndungsrecht und arbeitet an einer Reform des so genannten Hoch- 
schullehrerprivilegs in § 42 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindun- 
gen. Die Einzelheiten sollen durch eine in diesem Monat eingesetzte 
Expertengruppe beraten werden. 
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9. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die Einfüh- 
rung einer Neuheitsschonfrist, um Wissen- 
schaftlern zugunsten einer wissenschaftlichen 
Erstveröffentlichung ein Sonderrecht hinsicht- 
lich der Patentanmeldung einzuräumen, und 
wenn ja, mit welcher Begründung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 14. Septemher 2000 

Eine Neuheitsschonfrist, innerhalb der Veröffentlichungen des Erfin- 
ders vor einer Patentanmeldung der wirksamen Patentierung nicht 
entgegenstehen, ist im deutschen Patentrecht 1980 infolge internatio- 
naler Vereinbarungen abgeschafft worden. Die Bundesregierung hält 
eine Wiedereinführung insbesondere im Interesse kleiner und mittle- 
rer Unternehmen und der Eorschung für wünschenswert, da sie einer- 
seits in der wissenschaftlichen Diskussion, insbesondere bei Veröffent- 
lichungen in Eachzeitschriften, nützt, andererseits aber auch die Wirt- 
schaft, zum Beispiel bei der Vorführung und Erprobung von Produk- 
ten, davon profitieren kann. 

Da die Neuheitsschonfrist in Deutschland aufgrund internationaler 
Verträge abgeschafft worden ist, bedarf es auch zur Wiedereinfüh- 
rung internationaler Übereinkommen. Die Europäische Patentorgani- 
sation prüft derzeit die Möglichkeiten der Einführung einer Neuheits- 
schonfrist. Die Bundesregierung leistet hier auf zahlreichen Ebenen 
Überzeugungsarbeit. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


10. Abgeordneter 

Lothar 

Binding 

(Heidelberg) 

(SPD) 


Gibt es Überlegungen, die Anlage 7 zu 
Abschnitt 111 Einkommensteuerrichtlinie zu 
§ 10b Einkommensteuergesetz so zu ergänzen, 
dass die Anerkennung der besonderen Eörde- 
rungswürdigkeit bzw. Gemeinnützigkeit von 
eigenständigen Ereiwilligenzentren, Ereiwilli- 
genagenturen und gleichartigen Vereinigun- 
gen möglich wird und sie damit die Berechti- 
gung erhalten, Spendenbescheinigungen (Steu- 
erbegünstigung nach § 5 1 AO) auszustellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 20. September 2000 

Nach § 10b Einkommensteuergesetz sind Ausgaben zur Eörderung 
mildtätiger, kirchlicher, religiöser, wissenschaftlicher und der als be- 
sonders förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke in ei- 
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nem bestimmten Rahmen als Sonderausgaben abziehbar. Die als be- 
sonders förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke sind 
nach der Überarbeitung der untergesetzlichen Regelungen des Spen- 
denrechts in der Anlage 1 zu § 48 Abs. 2 Einkommensteuer-Durch- 
führungsverordnung aufgeführt. Körperschaften, Personenvereini- 
gungen oder Vermögensmassen im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes, die begünstigte Zwecke verfolgen und 
für diese Zwecke freiwillige Zuwendungen (ohne Gegenleistung) er- 
halten, sind berechtigt, hierfür Zuwendungsbestätigungen (früher 
Spendenbestätigungen) auszustellen. Soweit Freiwilligenzentren diese 
steuerrechtlichen Voraussetzungen erfüllen, können sie entsprechende 
Zuwendungen annehmen und Zuwendungsbestätigungen ausstellen. 
Eine Erweiterung der als besonders förderungswürdig anerkannten 
gemeinnützigen Zwecke ist nicht beabsichtigt. 

Im Zusammenhang mit der Neuordnung der untergesetzlichen Rege- 
lungen des Spendenrechts ist die Ermächtigungsvorschrift des § 48 
Abs. 4 Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (alt), die die An- 
erkennung von Zuwendungen an bestimmte Organisationen ermög- 
lichte, aufgehoben worden, so dass es der Bundesregierung nicht 
mehr möglich ist, - mit Zustimmung des Bundesrates - Zuwendungen 
an bestimmte Organisationen steuerlich zu begünstigen. 


1 1 . Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Sind die Berichte verschiedener Tageszeitun- 
gen zutreffend, wonach der Bundesminister 
der Finanzen nach einem Gespräch mit dem 
niedersächsischen Ministerpräsidenten eine 
Zusage gegeben hat, mehr als die bisher ver- 
einbarten 50 % eines möglichen Defizits durch 
die EXPO zu übernehmen? 


12. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Ist es zudem richtig, dass die dafür erforder- 
lichen Finanzmittel über die Zinsersparnisse 
des Bundes bereitgestellt werden sollen, die 
durch die beabsichtige Schuldentilgung aus 
den Erlösen der Versteigerung der so genann- 
ten UMTS-Eizenzen (UMTS: Universal Mo- 
bile Telecommunications System) erzielt wur- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 18. September 2000 

In ihrem Gespräch am 24. August 2000 stimmten der Bundesminister 
der Finanzen, Hans Eichel, und der niedersächsische Ministerpräsi- 
dent Sigmar Gabriel darin überein, dass alle Anstrengungen darauf 
gerichtet werden müssen, den Verlust der EXPO 2000 Hannover 
GmbH so gering wie möglich zu halten. Im Übrigen sollen die Ge- 
spräche nach Abschluss der Weltausstellung in Kenntnis ihres wirt- 
schaftlichen Ergebnisses fortgesetzt werden. 
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13. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass sich die Bundesregierung am 
Ausbau, der Modernisierung und Sanierung 
des Berliner Olympiastadions mit 458 Mio. 
DM statt wie bisher vorgesehen mit 100 Mio. 
DM beteiligen wird, und wenn ja, welche sach- 
lichen Gründe sieht die Bundesregierung für 
die Erhöhung der Zuwendungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 15. September 2000 

Der Bund wird sich - vorbehaltlich der Billigung durch den Haus- 
haltsgesetzgeber - an den Gesamtkosten für die Herrichtung des 
Olympiastadions Berlin in den Jahren 2000 ff mit insgesamt 
383 Mio. DM beteiligen. Die Bundesregierung stellt somit sicher, 
dass in der Bundeshauptstadt im Hinblick auf die Außenwirkung ein 
angemessenes Stadion zur Verfügung steht. 


14. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung außer den für die 
Modernisierung, Sanierung und den Umbau 
der Stadien Berlin und Leipzig insgesamt zu- 
gesagten Mitteln in Höhe von 558 Mio. DM 
weitere Zuwendungen für den Ausbau, die Sa- 
nierung und Modernisierung von Stadien oder 
Infrastrukturmaßnahmen an die Städte leisten, 
in deren Stadien Spiele der Fußballweltmeis- 
terschaft 2006 ausgetragen werden, und wenn 
ja, in welchem Umfang werden diese Mittel in 
den einzelnen Ressorts etatisiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 15. September 2000 

Der Bund wird den Umbau des Zentralstadions in Leipzig mit insge- 
samt 100 Mio. DM fördern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


15. Abgeordnete 

Angelika 

Beer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, 
dass wie unter anderem in der Rheinischen 
Post vom 24. August 2000 berichtet wird, die 
Firma F. W. von der türkischen Regierung 
den Zuschlag für die Lieferung einer Produk- 
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tionsanlage zur Herstellung von Gewehrmuni- 
tion im Wert von ca. 90 Mio. DM bekommen 
hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Gerlach 
vom 18. September 2000 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass die Fa. F. W. als Konsortial- 
führerin eines deutsch-französisch-belgischen Konsortiums den Zu- 
schlag für die Lieferung von Maschinen und Technologieunterlagen 
zur Fertigung von Munition des neuen NATO-Standard-Kalibers 
5,66 mm von der Türkei erhalten hat. Es handelt sich um eine Erwei- 
terung einer bereits bestehenden Fertigungsanlage; die Türkei fertigt 
seit langem Munition des älteren NATO-Standard-Kalibers 7,62 mm. 
Der deutsche Lieferanteil an dem neuen Projekt beträgt ca. Vs- 


16. Abgeordnete 

Angelika 

Beer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wenn ja, wie lässt sich die Genehmigung der 
Lieferung dieser Produktionsanlage mit den 
von der Bundesregierung überarbeiteten Rüs- 
tungsexportrichtlinien vereinbaren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Gerlach 
vom 18. September 2000 

Die Bundesregierung hat vor Erteilung der Ausfuhrgenehmigung 
durch das Bundesausfuhramt den Fall sorgfältig geprüft und die Aus- 
fuhr gebilligt. Dabei wurden alle Aspekte des Einzelfalls berücksich- 
tigt. Hierbei spielten auch bündnispolitische Aspekte und vorangegan- 
gene positive Bescheide auf Voranfragen eine Rolle. 


17. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Wie soll die für das Jahr 2002 in Japan ge- 
plante und für den Export notwendige Sonder- 
schau der deutschen Konsumgüterindustrie 
„KONSUGERMA“, für die Kosten von ca. 
30 Mio. DM zu erwarten sind, angesichts der 
Tatsache finanziert werden, dass die Haus- 
haltsmittel des Bundes für die Auslandsmesse- 
förderung im Jahr 2001 konstant bei rund 
70 Mio. DM bleiben und im Jahr 2002 auf 
58 Mio. DM zurückgefahren werden sollen, 
obwohl durch diese Kürzung die Anzahl der 
Auslandsmessen von jährlich rund 200 auf ca. 
150 bis 160 zurückgehen muss und bereits dies 
für die vom Export lebende deutsche Industrie 
sowie die daran hängenden Arbeitsplätze 
kaum zu verkraften sein dürfte? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Gerlach 
vom 19. September 2000 

Die Wirtschaft plant, einen Antrag zur Durchführung und Förderung 
einer deutschen Leistungsschau in Japan für die Konsumgüterindus- 
trie (KONSUGERMA 2002 Japan) zu stellen. Voraussetzung für 
eine positive Entscheidung ist, dass die Lead-Firmen der deutschen 
Konsumgüterwirtschaft bereit sind, sich an der KONSUGERMA zu 
beteiligen, und dass für das Jahr 2002 Haushaltsmittel in einer Grö- 
ßenordnung für eine KONSUGERMA bereitgestellt werden, die eine 
Belastung des übrigen Auslandsmesseprogramms in Grenzen hält. 

Bundesminister Dr. Werner Müller hat dem BDI als Sprecher der 
deutschen Konsumgüterwirtschaft mitgeteilt, dass im Regierungsent- 
wurf zum Haushalt 2001 gegenüber dem Vorjahr mit 70 Mio. DM 
aus Gründen der Konsolidierung des Bundeshaushalts keine Auf- 
stockung des Auslandsmesseetats vorgesehen sei. Bundesminister 
Dr. Werner Müller hat aber zugleich betont, dass er sich in den Haus- 
haltsverhandlungen 2002 für eine Ausstattung des Auslandsmesse- 
etats einsetzen werde, der die Ausrichtung einer KONSUGERMA 
berücksichtigt. 


18. Abgeordneter 

Gerhard 

Jüttemann 

(PDS) 


Auf welcher Tradition der Deutschen Bundes- 
post beruhen die heutigen Sozialtarif-Regelun- 
gen der Deutschen Telekom AG, und auf wel- 
cher gesetzlichen bzw. verwaltungstechnischen 
Grundlage beruhten die damaligen Preisnach- 
lässe für sozial Schwache? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Siegmar Mosdorf 

vom 15. September 2000 

Es bestand zu keinem Zeitpunkt eine rechtliche Verpflichtung für die 
Deutsche Bundespost oder ihre Nachfolgeunternehmen zur Gewäh- 
rung von Sozialtarifen. Auch die von der Deutschen Telekom heute 
eingeräumten Ermäßigungen aus sozialen Gründen werden aus- 
schließlich auf freiwilliger Basis geleistet. 

Das derzeit geltende Telekommunikationsrecht sieht besondere Ver- 
günstigungen für einzelne Nutzergruppen wie behinderte oder sozial 
bedürftige Menschen grundsätzlich nicht vor. Davon unberührt blei- 
ben natürlich die Regelungen des Sozi a lhilferechts. 

Andererseits steht das Telekommunikationsgesetz einer Bildung be- 
sonderer gruppenspezifischer Tarifsysteme auch nicht entgegen und 
die Bundesregierung begrüßt das Vorgehen der Deutschen Telekom. 
Im Übrigen würde sie ähnliche freiwillige Leistungen anderer Anbie- 
ter von Telekommunikationsdiensten ebenfalls befürworten. 
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19. Abgeordneter Wie haben sich diese Preisnachlässe seit dem 

Gerhard Beginn ihrer Gewährung bis 1995 entwickelt? 

Jüttemann 

(PDS) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Siegmar Mosdorf 

vom 15. September 2000 

Die von der damaligen Deutschen Bundespost gewährten sozialen 
Vergünstigungen wurden Anfang der 70-er Jahre eingeführt. Auf- 
zeichnungen über die Höhe der Sozialtarife sind - auch bei der Deut- 
schen Telekom AG - nur noch ab 1993 vorhanden, so dass ich keine 
Aussagen über die von Ihnen insgesamt erfragte historische Preisent- 
wicklung bis 1995 treffen kann. 

Ab 1993 bis zum 31. Dezember 1995 gewährte die Deutsche Telekom 
AG von der seinerzeitigen Telefonanschlussgebühr von monatlich 
24,60 DM eine Ermäßigung in Höhe von 5 DM. Darüber hinaus ge- 
währte sie 30 Freieinheiten, was einem Betrag von 6,90 DM ent- 
sprach. 

Außerdem erhielten und erhalten Kriegsblinde zusätzlich eine Ermä- 
ßigung von 82,60 DM pro Jahr und Schwerstbehinderte in den neuen 
Bundesländern (eingefrorener Kundenstamm) sogar einen kostenlo- 
sen Telefonanschluss. 

Taut Auskunft der Deutschen Telekom AG gewährt sie im Übrigen 
derzeit ca. 2 Millionen Kunden eine soziale Vergünstigung (Behin- 
derte, BAföG-Empfänger, von der Rundfunkgebührenpflicht Be- 
freite). Dies bedeute für das Unternehmen eine Umsatzminderung 
von insgesamt 400 bis 500 Mio. DM pro Jahr. 


20. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


Steht die Türkei nach Auffassung der Bundes- 
regierung in keinem hinreichenden Verdacht, 
die zum Export genehmigten Anlagen zur Pro- 
duktion von Munition zur internen Repression 
oder zu sonstigen fortdauernden und systema- 
tischen Menschenrechtsverletzungen zu miss- 
brauchen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Gerlacb 
vom 18. September 2000 

Die Bundesregierung hat vor Erteilung der Ausfuhrgenehmigung 
durch das Bundesausfuhramt den Fall sorgfältig geprüft und die Aus- 
fuhr gebilligt. Dabei wurden alle Aspekte des Einzelfalles berücksich- 
tigt. Hierbei spielten auch bündnispolitische Aspekte und vorangegan- 
gene positive Bescheide auf Voranfragen eine Rolle. 
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21. Abgeordnete Welche Tatsachen und Erkenntnisse über die 

Sabine innenpolitische und menschenrechtliche Situa- 

Leutheusser- tion in der Türkei liegen dieser Auffassung der 

Schnarrenberger Bundesregierung zu Grunde? 

(F.D.P.) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Gerlach 
vom 18. September 2000 

Die Bundesregierung hat in ihrem am 28. Juni 2000 veröffentlichten 
(5.) Menschenrechtsbericht (Bundestagsdrucksache 14/3739) die 
Menschenrechtssituation in der Türkei ausführlich gewürdigt. Die 
dort dargestellten Tatsachen und Erkenntnisse wurden der Entschei- 
dung der Bundesregierung zu Grunde gelegt. 


22. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(E.D.P.) 


Wird demnach auch ein eventuelles Ersuchen 
der Türkei auf Eieferung von Kampfpanzern 
(Eeopard II) nicht an dem allgemeinen Prin- 
zip Nr. 3 der Politischen Grundsätze der Bun- 
desregierung für den Export von Kriegswaffen 
und sonstigen Rüstungsgütern scheitern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Gerlach 
vom 18. September 2000 

Der Bundesregierung liegt kein Ausfuhrgenehmigungsantrag für die 
Eieferung von Kampfpanzern Eeopard II in die Türkei vor. Jeder Ge- 
nehmigungsantrag wird von der Bundesregierung auf der Grundlage 
ihrer politischen Grundsätze nach Einzelfallprüfung entschieden. 


23. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Wie verhält sich der von der Bundesregierung 
beschlossene Ausstieg aus der Kernenergie 
zum weiterhin gültigen Energieforschungspro- 
gramm, in dem auch die Eörderung der Kern- 
energieforschung und der Kernfusionsfor- 
schung vorgesehen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Siegmar Mosdorf 

vom 15. September 2000 

Der von der Bundesregierung beschlossene Ausstieg aus der Kern- 
energie steht dem Energieforschungsprogramm grundsätzlich nicht 
entgegen. Nach der am 14. Juni 2000 zwischen Bundesregierung und 
Elektrizitätswirtschaft erreichten Verständigung bleibt die Forschung 
auf dem Gebiet der Kerntechnik, insbesondere der Sicherheit frei. 
Die Bundesregierung wird in Zukunft ihre Forschungsförderung, 
auch im Hinblick auf die knappen Haushaltsmittel, auf die Reaktor- 
sicherheits- und Endlagerforschung beschränken. 
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Die Kernfusionsforschung als Beitrag für den Einstieg in eine zu- 
kunftsfähige Energieversorgung wird als langfristige Option offen ge- 
halten. Bundeskanzler Gerhard Schröder hat dies anlässlich der Eröff- 
nung der neuen Gebäude des Max-Planck-Instituts für Plasmaphysik 
am 7. Juli 2000 in Greifswald erneut unterstrichen. Im Übrigen siehe 
Antwort zu Präge 25. 


24. Abgeordneter 
Thomas 
Rachel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
der Bund auch weiterhin die Porschung im 
Bereich der Kernenergie, der Sicherheitsfor- 
schung und der Pusionsforschung auf hohem 
Niveau fortsetzen soll, um das Know-how im 
Bereich dieser Spitzentechnologien für den 
deutschen Standort zu erhalten und auszu- 
bauen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Siegmar Mosdorf 

vom 15. September 2000 

Pür die nukleare Sicherheits- und Endlagerforschung hat die Bundes- 
regierung gemeinsam mit Vertretern aus Wissenschaft und Porschung 
im Januar d. J. neue Prioritäten festgelegt, nach denen die anstehen- 
den Aufgaben bearbeitet werden sollen. Im Übrigen siehe Antwort zu 
Präge 23. 


25. Abgeordneter 
Thomas 
Rachel 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen hat der von der Bun- 
desregierung beschlossene Ausstieg aus der 
Kernenergie für die Tätigkeit der staatlichen 
Porschungseinrichtungen im Bereich der 
Energieforschung und vor allem der Kern- 
energie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Siegmar Mosdorf 

vom 15. September 2000 

Die Bundesregierung erachtet anspruchsvolle Energieforschung in 
den staatlichen Porschungseinrichtungen als eine unabdingbare Vo- 
raussetzung für die Umsetzung ihrer energiepolitischen Ziele. Sie 
wird daher bis zur Vollendung des Ausstiegs aus der Kernenergie zur 
Gewährleistung der Sicherheit der deutschen Kernkraftwerke betrei- 
berunabhängige Porschungsarbeiten zur nuklearen Sicherheit (Reak- 
torsicherheit und Entsorgung) insbesondere an den Porschungszent- 
ren Karlsruhe und Jülich unterstützen. 

Sie wird die Porschung zu erneuerbaren Energien und Energieein- 
sparmöglichkeiten in Zukunft auf dem inzwischen erreichten hohen 
Niveau vor allem am Deutschen Zentrum für Puft- und Raumfahrt, 
Hahn-Meitner-Institut und Porschungszentrum Jülich fördern und 
nach Möglichkeit noch ausbauen. 
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Die Bundesregierung unterstützt die in das europäische Fusions-Pro- 
gramm eingebundenen Forschungen an den Forschungszentren Jü- 
lich und Karlsruhe und des Max-Planck-Instituts für Plasmaphysik so- 
wie das Großexperiment Wendelstein 7-X, das Raum gibt für an- 
spruchsvolle Grundlagenforschung in weiten Wissenschaftsbereichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


26. Abgeordneter 

Peter Harry 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Hat die Wettbewerbsfähigkeit der Unterglas- 
betriebe im deutschen Gartenbau durch steu- 
erliche Entscheidungen der Bundesregierung 
und durch die gestiegenen Energiekosten gelit- 
ten, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um die Wettbewerbsfähigkeit wieder her- 
zustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 20. September 2000 

Der Kostenfaktor Energie hat beim Anbau unter Glas einen aner- 
kannt hohen Einfluss auf die Ertragslage und die Wettbewerbsfähig- 
keit von Gartenbaubetrieben. Die gestiegenen Heizölpreise - der 
deutsche Gartenbau nutzt überwiegend leichtes Heizöl als Brennstoff 
- werden den Anteil der Heizkosten am Betriebsaufwand gegenüber 
den Jahren zuvor unbestreitbar erhöhen. 

Diese Entwicklung erfolgt jedoch unabhängig von steuerlichen Ent- 
scheidungen der Bundesregierung und trifft die Mitbewerber in ande- 
ren Mitgliedstaaten gleichermaßen. So beträgt die Heizölsteuer be- 
reits seit dem 1. April 1999 12 Pf/1, vorher 8 Pf/1. Bei einer Ver- 
brauchsmenge oberhalb von 25 000 Litern reduziert sich die Heizöl- 
steuer auf 8,8 Pf/1. Hier findet der ermäßigte Steuersatz in Höhe von 
20 V. H. des vollen Ökosteuersatzes auf Heizöl (4 Pf/1) Anwendung. 
Demgegenüber sind die Heizölpreise von zurzeit ca. 80 Pf/1 gegen- 
über dem durchschnittlichen Vorjahreswert von 51,9 Pf/1 erheblich 
angestiegen. Damit sind also nicht steuerliche Maßnahmen der Bun- 
desregierung sondern die Entwicklungen an den internationalen Ener- 
giemärkten für die derzeit hohen Heizölkosten verantwortlich. 

Lediglich die Mitbewerber in den Niederlanden sind durch eine bei 
der EU-Kommission notifizierte und bis Ende 2002 befristete Sonder- 
vereinbarung über Gaspreise für den Gartenbau bevorteilt. Sie zahlen 
im 3. Quartal 2000 nur rund 33 Pf/1 Heizöläquivalent für Erdgas. 

Bei der Betrachtung der Wettbewerbsfähigkeit sind jedoch viele Fak- 
toren, nicht nur die Produktionskosten, zu berücksichtigen. Eine Pro- 
duktion in der Nähe zum Verbraucher hat z. B. den Vorteil geringer 
Transportkosten. Zudem haben deutsche Gartenbauprodukte einen 
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guten Ruf beim Verbraucher. Der Gewächshausbestand in Deutsch- 
land ist aber teilweise erneuerungsbedürftig. Daher hat die landwirt- 
schaftliche Rentenbank zusammen mit dem BML bereits die Kondi- 
tionen für Förderprogramme zugunsten des Unterglas-Gartenbaus 
verbessert. Weitere Möglichkeiten werden noch geprüft. 


27. Abgeordneter Wie ist die Position der Bundesregierung zur 

Heinrich-Wilhelm Frage einer Liberalisierung der Agrarmärkte 
Ronsöhr vor dem Hintergrund, dass Bundesminister 

(CDU/CSU) Karl-Heinz Funke sich einerseits anlässlich ei- 

ner Delegationsreise nach Brasilien gegen jede 
Form von Protektionismus ausgesprochen hat 
und anderseits laut einer Pressemeldung eine 
völlige Liberalisierung ablehnt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 20. September 2000 

Die Position der Bundesregierung zur Frage einer weiteren Liberali- 
sierung der Agrarmärkte, welche auch in den Äußerungen von Bun- 
desminister Karl-Heinz Funke zum Ausdruck kommt, hat ihren Nie- 
derschlag in den einstimmig beschlossenen Schlussfolgerungen des 
Rates der Europäischen Union zu den WTO-Verhandlungen gefun- 
den (Agrarrat vom 27. September 1999 und Allgemeiner Rat vom 
26. Oktober 1999). In diesen Schlussfolgerungen wird die Bedeutung 
der weiteren Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen und der Ausweitung dieses Handels als Beitrag zu einem 
stetigen nachhaltigen Wirtschaftswachstum anerkannt. Artikel 20 des 
WTO-Ubereinkommens über die Landwirtschaft sieht eine solche wei- 
tere Liberalisierung bereits vor. Der weitere Liberalisierungsprozess 
steht nach dieser Vorschrift aber unter dem Vorbehalt der Berücksich- 
tigung anderer Umstände, insbesondere der nicht handelsbezogenen 
Anliegen. Im Ergebnis der Verhandlungen muss ein Gleichgewicht 
zwischen den Handelsfragen und den Nicht-Handelsfragen erzielt 
werden, von denen sich die meisten aus der Multifunktionalität der 
Landwirtschaft ergeben oder die darauf abstellen, den berechtigten 
Anliegen des ländlichen Raumes und der Verbraucher gerecht zu wer- 
den. 

Schließlich ist eine weitere Liberalisierung der Agrarmärkte nur dann 
akzeptabel, wenn sie zu fairen Bedingungen erfolgt. Einseitige Ver- 
pflichtungen zum Abbau von Stützungs- und Schutzmaßnahmen zu 
Lasten der Europäischen Union sind ebenso wenig akzeptabel, wie 
das Errichten oder Aufrechterhalten missbräuchlicher protektionisti- 
scher Handelshemmnisse. 


28. Abgeordnete 
Andrea 
Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Hat sich Bundeskanzler Gerhard Schröder im 
Rahmen seiner kürzlich gemachten Reise 
durch die neuen Bundesländer davon überzeu- 
gen können und ist demnach auch die Bundes- 
regierung der Auffassung, dass viele der dorti- 
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gen landwirtschaftlichen Betriebe durch die 
extreme Dürreperiode im Frühsommer dieses 
Jahres in ihrer Existenz bedroht sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 15. September 2000 

Während seiner Reise durch die neuen Länder hat sich der Bundes- 
kanzler auch über die Trockenschäden informiert. Das Ausmaß der 
Schäden ist sowohl zwischen den Ländern als auch innerhalb der Län- 
der unterschiedlich. Wegen der großen Unterschiede und weil noch 
nicht alle Kulturen geerntet sind, gibt es jedoch auch in den Ländern 
noch keine verlässlichen Daten über die Zahl der existenzgefährdeten 
Betriebe. 


29. Abgeordnete 

Andrea 

Voßhoff 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise beabsichtigt die Bundesre- 
gierung bei Bestehen dieser Auffassung, die 
durch diese Dürre unverschuldet in Not gera- 
tenen Betriebe in den neuen Bundesländern, 
die allein mit der Bewältigung der Katastrophe 
überfordert sind, zu unterstützen, nachdem al- 
lein im Land Brandenburg mit Schäden in Hö- 
he von 400 Mio. DM zu rechnen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 15. September 2000 

Das Gesamtschadensausmaß und die tatsächliche Existenzgefährdung 
landwirtschaftlicher Betriebe durch die diesjährige Trockenheit müs- 
sen von den Ländern noch präzisiert werden. Dazu wurden entspre- 
chende Schritte eingeleitet. Bund und Länder haben vereinbart, die 
Ergebnisse in einer hochrangigen Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu ana- 
lysieren und in Abhängigkeit vom Ausmaß der Existenzgefährdung 
über Hilfsmaßnahmen zu entscheiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


30. Abgeordneter 

Klaus 

Brähmig 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung die Regelungen 
des § 416 Abs. 3 Satz 2 Drittes Buch Sozialge- 
setzbuch über die Frist des 31. Dezember 
2000 hinaus fortzuführen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Gerd Andres 

vom 14. September 2000 

Es wird davon ausgegangen, dass mit der Frage nach einer Verlänge- 
rung über das Jahresende 2000 hinaus nicht § 416 Abs. 3 Satz 2 Drit- 
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III), sondern § 416 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 SGB III gemeint ist. Die Bundesregierung beabsichtigt, diese 
Regelung um zwei Jahre bis zum Jahresende 2002 zu verlängern. 


31. Abgeordneter 
Klaus 
Brähmig 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie hoch schätzt die Bundesregie- 
rung die Kosten für die Fortführung der Rege- 
lung, und sind diese Mehrkosten bereits in den 
Haushaltsplan 200 1 eingestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Gerd Andres 

vom 14. September 2000 

Nach Einschätzung der Bundesregierung hat die Verlängerung dieser 
Regelung für den Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit keine finan- 
ziellen Auswirkungen, weil die Ausgaben für ABM aus dem Einglie- 
derungstitel finanziert werden. Hinzu kommt, dass der erhöhte Zu- 
schuss bis 1 00 % an eine Arbeitszeitverkürzung gekoppelt ist, d. h. die 
Kosten je ABM-Teilnehmer nicht ansteigen. Für den Haushalt des 
Bundes ergeben sich schon deshalb keine finanziellen Auswirkungen, 
da die durch § 416 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB III geregelten Arbeitsbe- 
schaffimgsmaßnahmen nicht aus Mitteln des Bundes, sondern durch 
die Bundesanstalt für Arbeit finanziert werden. 


32. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Entlastung für 
die Bundesanstalt für Arbeit und den Arbeits- 
markt darin, dass deutsche Arbeitslose mit 
Wohnsitz in Deutschland eine Arbeit im 
grenznahen Ausland aufnehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Gerd Andres 

vom 15. September 2000 

Die Bundesregierung sieht in der Vermittlung von deutschen Arbeits- 
losen mit Wohnsitz in Deutschland in das grenznahe EU-Ausland eine 
Entlastung für die Bundesanstalt für Arbeit und den Arbeitsmarkt. 
Die Bundesanstalt für Arbeit bietet deshalb entsprechende Vermitt- 
lungsdienste an. Die Arbeitsverwaltungen der EU sind seit Herbst 
1994 über das so genannte EURES-System in einem ständigen rech- 
nergestützten Kontakt miteinander verbunden, der nicht nur offene 
Stellenangebote der Mitglieder umfasst, sondern auch arbeits- und be- 
schäftigungsrelevante Informationen und Daten zur Verfügung stellt. 
In den Grenzregionen haben vornehmlich die Arbeitsverwaltungen 
darüber hinaus im Rahmen von „EURES in Grenzregionen“ spezifi- 
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sehe Strukturen geschaffen, die dem besonderen Mobilitätsbedürfnis 
dieser Regionen Rechnung tragen. Ferner hat die Bundesanstalt für 
Arbeit u. a. mit Österreich und Frankreich bilaterale Vereinbarungen 
über gegenseitigen Stellenaustausch im Rahmen der computerunter- 
stützten Arbeitsvermittlung geschlossen. 


33. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


Ist die Vermittlung eines Arbeitslosen in 
grenznahe EU-Regionen aus Sicht der Bun- 
desregierung unzumutbar, auch wenn die Ent- 
fernung und das Lohnniveau eine vergleich- 
bare Vermittlung in Deutschland zuließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Gerd Andres 

vom 15. September 2000 

Grundlage für die Beurteilung, ob es einem Arbeitslosen zumutbar 
ist, eine Beschäftigung im Ausland aufzunehmen und auszuüben, ist 
die gesetzliche Regelung (§121 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
- SGB III) zur Zumutbarkeit von Beschäftigungen für Arbeitslose, 
die durch die frühere CDU/CSU-geführte Bundesregierung einge- 
führt worden ist. Danach ist eine Beschäftigung unzumutbar, wenn 
sie gegen gesetzliche, tarifliche oder in Betriebsvereinbarungen festge- 
legte Bestimmungen über Arbeitsbedingungen oder gegen Bestim- 
mungen des Arbeitsschutzes verstößt (§121 Abs. 2 SGB III). Diese 
Regelung bezieht sich nach Auffassung der Bundesanstalt für Arbeit 
allein auf nationale deutsche Rechtsvorschriften. Die Bundesregie- 
rung teilt diese Auffassung. Danach ist die Ablehnung eines Arbeits- 
angebotes immer dann zulässig, wenn nicht deutsche Arbeitsbedin- 
gungen und deutsche Arbeitsschutzvorschriften gelten. 

Bei dieser Ausgangslage könnte das Angebot einer Arbeit im Ausland 
leistungsrechtlich nur dann relevant sein, wenn die im jeweiligen aus- 
ländischen Staat geltenden Arbeitsbedingungen und Schutzvorschrif- 
ten denselben oder jedenfalls keinen bedeutend niedrigeren Schutz 
des Arbeitnehmers gewährleisten. Eine darauf gerichtete, alle Um- 
stände des jeweiligen Falles berücksichtigende Prüfung können die 
Arbeitsämter nicht durchführen, zumal diese im ausländischen Staats- 
gebiet Amtshandlungen - etwa Ermittlungen beim Arbeitgeber - 
nicht vornehmen dürfen. Pauschalierende Regelungen, welche die 
Gleichwertigkeit der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsschutzes in 
den verschiedenen Staaten feststellen, bestehen auch im überstaatli- 
chen Recht und in zwischenstaatlichen Vereinbarungen nicht. Viel- 
mehr hat die Generaldirektion der Europäsichen Kommission in ei- 
ner Studie nachgewiesen, dass selbst die Arbeitsbedingungen - insbe- 
sondere die Steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Regelungen - 
für Grenzgänger in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union er- 
hebliche Unterschiede aufweisen. 

Die von Ihnen genannten Kriterien für das erzielbare Arbeitsentgelt 
(§ 121 Abs. 3 SGB III) und für die tägliche Pendelzeit zwischen Woh- 
nung und Arbeitsstätte (§ 121 Abs. 4 SGB III) schließen die Zumut- 
barkeit einer Beschäftigung außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
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land im Grenzgebiet eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union hingegen nicht aus. 


34. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


Auf welche Art und Weise beabsichtigt die 
Bundesregierung, offenkundige Vermittlungs- 
hindernisse in das grenznahe EU-Ausland ab- 
zubauen, die sich z. B. daraus ergeben, dass 
bei Ablehnung einer Arbeitsstelle im unmittel- 
bar benachbarten EU-Ausland keine Sanktio- 
nen wie etwa Eeistungskürzungen zu befürch- 
ten sind, und so das deutsche Sozialsystem zu 
entlasten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Gerd Andres 

vom 15. September 2000 

Nach Auffassung der Bundesregierung gehört es zu den Chancen und 
Herausforderungen der Europäischen Union, dass sich grenznahe Re- 
gionen unabhängig von den nationalen Grenzen zu gemeinsamen 
Wirtschafts- und Arbeitsmärkten entwickeln. Dazu wird es mittel- und 
langfristig auch gehören, dass die Beschäftigung im Nachbarland zur 
Normalität wird. Voraussetzung dafür ist aber auch, dass sich die Un- 
terschiede in den Arbeitsbedingungen in den Mitgliedstaaten der Eu- 
ropäischen Union einander angleichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


35. Abgeordnete Welche Auskünfte kann die Bundesregierung 

Annelie vor dem Hintergrund ihrer Maßnahmen gegen 

Buntenbach Rechtsextremismus in der Bundeswehr über 

(BÜNDNIS 90/ die „Deutsche Militärzeitschrift“ geben, und 
DIE GRÜNEN) über welche Erkenntnisse über Inhalt und Ver- 
breitungsgrad der Zeitschrift, ihre Autoren 
und Inserenten verfügt das Bundesamt für 
Verfassungsschutz? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 14. September 2000 

Die „Deutsche Militärzeitschrift“ (DMZ) findet keine Erwähnung im 
Verfassungsschutzbericht 1999. 

Der Bundesregierung ist es jedoch bekannt, dass in der DMZ u. a. 
auch Beiträge von Rechtsextremisten und Anzeigen rechtsextremisti- 
scher Verlage und Vertriebsdienste veröffentlicht worden sind. Aller- 
dings hat es die DMZ in der Vergangenheit verstanden, auch angese- 
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hene Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens als Autoren bzw. Inter- 
viewpartner zu gewinnen. 

Die DMZ ist im Zeitschriftenhandel zu erwerben; die Auflagenhöhe 
ist nicht bekannt. 

Zu Personen nimmt die Bundesregierung im Bereich des Extremis- 
mus öffentlich nur unter den Voraussetzungen des § 16 Abs. 2 Satz 2 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG) Stellung. Diese 
sind nicht gegeben. 


36. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung den Ab- 

Annelie druck eines Interviews mit einem deutschen 

Buntenbach Vier-Sterne-General in der 22. Nummer der 

(BÜNDNIS 90/ „Deutschen Militärzeitschrift“, und welche 
DIE GRÜNEN) Kenntnis hat die Bundesregierung möglicher- 
weise von aktiven und ehemaligen Angehöri- 
gen und Beschäftigten der Bundeswehr, die zu 
den Autoren der Zeitschrift gehören? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 14. September 2000 

General Dr. R. war zwar der Interviewer und Chefredakteur der 
DMZ persönlich bekannt, nicht jedoch der Charakter der Zeitschrift 
selbst. Die Aussagen von General Dr. R. sind darauf angelegt, die auf 
Toleranz und Multiethnizität ausgerichtete Balkanpolitik der Bundes- 
regierung anschaulich zu machen und für sie zu werben. 


37. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

Annelie dass Beiträge von Offizieren der Bundeswehr 

Buntenbach in der „Deutschen Militärzeitschrift“ es dem 

(BÜNDNIS 90/ Blatt erleichtern, ihre erklärte Zielgruppe, 

DIE GRÜNEN) nämlich „Soldaten und Reservisten der Bun- 
deswehr“, anzusprechen und eine Abgrenzung 
der Bundeswehr zum Rechtsextremismus zu 
erschweren? 


38. Abgeordnete Wird die Bundesregierung Maßnahmen er- 

Annelie greifen, um Beiträge von Offizieren der Bun- 

Buntenbach deswehr in der „Deutschen Militärzeitschrift“ 

(BÜNDNIS 90/ künftig zu unterbinden? 

DIE GRÜNEN) 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 14. September 2000 

Der Soldat genießt, allen Staatsbürgern gleich, den Schutz der verfas- 
sungsrechtlichen Ordnung. Die Grundrechte, darunter auch das 
Recht der freien Meinungsäußerung, verpflichten die vollziehende 
Gewalt, zu der die Bundeswehr auch in ihrer Eigenschaft als Dienst- 
herr der Soldaten gehört, als unmittelbar geltendes Recht. Soweit § 6 
des Soldatengesetzes (SG) die mögliche Einengung der dem Soldaten 
prinzipiell unbeschränkt zustehenden staatsbürgerlichen Rechte an 
die Erfordernisse des militärischen Dienstes bindet, können nach § 10 
Abs. 6 des Soldatengesetzes nur solchen außerdienstlichen Äußerun- 
gen Grenzen gesetzt werden, die geeignet sind, die dienstliche Reputa- 
tion eines Offiziers oder Unteroffiziers in Erage zu stellen, etwa weil 
sie nicht mit der gebotenen Toleranz und Sachlichkeit vertreten wer- 
den. 

Eine Zensur ffndet bei dienstrechtlich zulässigen Meinungsäußerun- 
gen auch dann nicht statt, wenn nur die Befürchtung besteht, dass sie 
in anderer als inhaltlicher Eorm geeignet sein könnten, die Bundes- 
wehr in ihrem Bestreben um eine klare Distanzierung von rechtsradi- 
kalem Gedankengut zu behindern. 


39. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Mit wie vielen Testflügen im Monat bzw. Jahr 
ist mit Inbetriebnahme des geplanten neuen 
Testgebietes für den „Eurofighter“ in Ostbay- 
ern zu rechnen und wie viele hiervon werden 
insbesondere den Raum Regensburg/Bad Ab- 
bach/Kelheim tangieren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 18. September 2000 

Die Verhandlungen zwischen dem Amt für Elugsicherung der Bun- 
deswehr (AES Bw) und der Deutschen Elugsicherungs GmbH über 
eine Verlegung des Elugbeschränkungsgebiets TRA 209/309 sind 
noch nicht abgeschlossen. Das künftig zu erwartende Elugaufkommen 
in diesem Beschränkungsgebiet durch den EUROEIGHTER wird bei 
ca. 200 Elügen pro Jahr liegen. Mögliche Kampagnen, die das Elug- 
aufkommen reduzieren, sind hierin nicht berücksichtigt. Die Testflüge 
werden in Höhen über 3 000 m durchgeführt. Über die Anzahl der 
Elüge, die eventuell den Raum Regensburg/Bad Abbach/Kehlheim 
tangieren können, ist eine konkrete Aussage nicht möglich. 


40. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Wie viele Beschwerden von Bürgern, Kommu- 
nen oder Organisationen über Eärmbelästi- 
gungen durch Testflüge gab es seit 1995 pro 
Jahr im bisherigen Testgebiet über Mittelfran- 
ken und Oberbayern? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 18. September 2000 

Die Beschwerdelage im regionalen Bereich der TRA 209/309 stellt 
sich wie folgt dar: 

1997 36 Beschwerden 

1998 64 Beschwerden (die Zunahme ist auf eine Flugblattaktion 

November/Dezember zurückzuführen) 

1999 39 Beschwerden 

2000 22 Beschwerden (Zeitraum Januar bis August) 

Vor 1997 sind bedingt durch Umstellung der statistischen Datenerfas- 
sung keine Daten bezüglich eingegangener Beschwerden vorhanden. 

Eine Differenzierung des Beschwerdeaufkommens bezogen auf den 
Flugbetrieb in der TRA ist nicht möglich. Es ist eher davon auszuge- 
hen, dass die Beschwerdegründe im Bereich Flugplatzverkehr, Tief- 
flug- und Hubschrauberflugbetrieb liegen. 

Die Belastung der Bevölkerung durch militärischen Fluglärm in dieser 
Region ist verglichen mit ähnlichen Gebieten unterdurchschnittlich. 


41. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen werden der Rahmen- 
vertrag vom 15. Dezember 1999 und das ge- 
plante Outsourcing von Dienstleistungen, die 
bisher von der Bundeswehrverwaltung er- 
bracht wurden, auf den Bestand der Standort- 
verwaltungen in Ostbayern (Amberg, Regens- 
burg und Oberviechtach) haben und welche 
Maßnahmen zum Personalabbau bei Arbei- 
tern, Facharbeitern, Angestellten und Beam- 
ten sind geplant und vorgesehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 20. September 2000 

Der Rahmenvertrag „Innovation, Investition und Wirtschaftlichkeit 
in der Bundeswehr“ setzt auf Kooperation mit der Wirtschaft und 
dient der Steigerung von Wirtschaftlichkeit und Effizienz in allen Be- 
reichen der Bundeswehr. Durch die Stärkung von Innovationskraft 
und Wettbewerbsfähigkeit hilft er auch, Arbeitsplätze zu sichern. 

Im Bereich der Standortverwaltung Regensburg wird derzeit von ei- 
ner Beratungsfirma die Studie „Optimierung des Betriebsablaufes 
bzw. Liegenschaftsmanagements nach Einführung von KLV“ durch- 
geführt. Sie umfasst die Verwaltung und den Betrieb aller Liegen- 
schaften im Standortverwaltungsbereich, somit alle Aufgaben des 
Sachgebietes IV der Standortverwaltung und berücksichtigt die Zuar- 
beit der anderen Sachgebiete. Ziel ist es festzustellen, inwieweit weite- 
re Einsparpotenziale im Management bzw. Betriebsablauf vorhanden 
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sind. Damit sollen die verschiedenen Bemühungen der Territorialen 
Wehrverwaltung zur internen Optimierung noch gezielter unterstützt 
und ein Beitrag zur Entwicklung eines Konzeptes für ein modernes 
Liegenschaftsmanagement der Bundeswehr geleistet werden. 

Konkrete Aussagen zum Bestand einzelner Standortverwaltungen, 
hier Amberg, Oberviechtach und Regensburg, können zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt weder aus den Piloten noch aus der Optimierungsstu- 
die gemacht werden. Die Zahl der Standortverwaltungen nach Neu- 
ordnung der Bundeswehr wird wesentlich von der Stationierung der 
primär zu betreuenden Streitkräfte abhängen. 

Grob- und Feinausplanung der neuen Strukturen werden darüber in 
der ersten Hälfte 2001 Aufschluss geben. Ziel ist es, in der Fläche 
truppennah präsent zu sein. Die innere Struktur und damit auch der 
Personalumfang werden von Art und Tiefe der Kooperation mit der 
Wirtschaft bestimmt werden. Bei nachgewiesener Wirtschaftlichkeit 
und Effizienz sind Formen vorstellbar, die von einer vollständigen 
Wahrnehmung der Durchführungsarbeiten durch Dritte bis hin zum 
weitgehend autarken Eigenbetrieb reichen. 


42. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Rahmen des Outsourcing von Dienst- 
leistungen für die Bundeswehr den Mittelstand 
in der ostbayerischen Region in den Wettbe- 
werb zur Auftragsvergabe einzubeziehen und 
ggf Aufträge im Bereich der ostbayerischen 
mittelständischen Wirtschaft zu platzieren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 20. September 2000 

Das Bundesministerium wendet als Vergaberessort die Verdingungs- 
ordnung für Leistungen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
(VOL/A) an. Gemäß § 7 Nr. 3 VOL/A werden auch kleine und mitt- 
lere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert. Ferner werden 
bei allen Auftragsvergaben die Mittelstandsrichtlinien der Bundesre- 
gierung beachtet, die die o. a. Regelung der VOL/A konkretisieren. 
Darüber hinaus verpflichten die ressortinternen „Leitsätze zur Verga- 
be von Bundeswehraufträgen“ (Erlass BMVg - Rü I 4 - Az 72-01-00 
vom 8. Januar 1990) bei großen und komplexen Vorhaben zur Beteili- 
gung des konzernunabhängigen Mittelstandes auf der Unterauftrag- 
nehmerebene. 

Die bestehenden Regelungen für die Auftragsvergabe gelten unverän- 
dert. Damit ist eine wettbewerbliche Beteiligung des Mittelstandes 
sichergestellt. 


43. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Pläne verfolgt die Bundesregierung in 
Bezug auf die Weiternutzung des CMTC auf 
dem Truppenübungsplatz Hohenfels durch die 
Bundeswehr über das Jahr 2002 hinaus, nach- 
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dem es offensichtlich Planungen im Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung für die Verlegung 
der Ausbildung der Bundeswehr, die bisher in 
Hohenfels stattfand, auf den Truppenübungs- 
platz Altmark gibt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 20. September 2000 

Das Combat Maneuver Training Center (CMTC) der US-Streitkräfte 
in Hohenfels ist eine Übungs- und Ausbildungseinrichtung der US- 
Streitkräfte, welche das Heer für die Ausbildung im Gefecht mitnutzt. 
Zurzeit baut das Heer das Gefechtsübungszentrum des Heeres auf 
dem Truppenübungsplatz Altmarkt auf 

Eine weitere Mitnutzung des CMTC ist mit dem Abschluss des Auf- 
baus nicht mehr erforderlich. 

Der Zeitpunkt der Beendigung der Mitbenutzung wird derzeit ge- 
prüft. 


44. Abgeordneter 

Rudolf 

Kraus 

(CDU/CSU) 


Welche Einsparungen im Bereich der Perso- 
nal- und Betriebskosten der Streitkräfte erwar- 
tet die Bundesregierung durch die Privatisie- 
rung von Dienstleistungen, die bisher von den 
Streitkräften oder der Bundeswehrverwaltung 
erbracht wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Walter Kolhow 

vom 18. September 2000 

Entsprechend der Beschlusslage im Kabinett zu den „Eckpfeilern zur 
konzeptionellen und planerischen Neuausrichtung der Bundeswehr“ 
vom 14. Juni 2000 verfolgt der Bundesminister der Verteidigung 
keine bloße „Privatisierung von Dienstleistungen der Bundeswehr“, 
sondern einen wesentlich umfassenderen Ansatz, nämlich eine strate- 
gische Partnerschaft im Rahmen einer Kooperation zwischen Wirt- 
schaft, Industrie, Handwerk und Bundeswehr. Dies entspricht dem 
mit der Wirtschaft am 15. Dezember 1999 geschlossenen Rahmenver- 
trag „Innovation, Investition und Wirtschaftlichkeit in der Bundes- 
wehr“. Diesem Ziel ist auch die am 1. September 2000 gegründete 
„Gesellschaft für Entwicklung, Beschaffung und Betrieb mbH“ ver- 
pflichtet. 


45. Abgeordneter 

Rudolf 

Kraus 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregie- 
rung, um den durch die Privatisierung von 
Dienstleistungen bedingten Personalabbau so- 
zial verträglich abzufedern, und welches In- 
strumentarium wird die Bundesregierung nut- 
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zen, damit die künftig privaten Dienstleister 
das bisher im Bundesdienst stehende Personal, 
das dann nicht mehr benötigt wird, teilweise 
oder ganz übernehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Walter Kolbow 

vom 18. September 2000 

Bei der Ausgründung von Dienstleistungen im Rahmen der Koopera- 
tion mit der Wirtschaft, insbesondere bei der Umsetzung der Pilotpro- 
jekte des Rahmenvertrages „Innovation, Investition und Wirtschaft- 
lichkeit in der Bundeswehr“ ist die sozialverträgliche, das heißt auch 
vor betriebsbedingter Kündigung geschützte Übernahme der zivüen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch den privaten Anbieter in Ein- 
zelfällen möglich. Die Zusage im Rahmenvertrag „betriebsbedingte 
Kündigungen sind ausgeschlossen“ gilt uneingeschränkt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


46. Abgeordneter 

Otto 

Bernhardt 

(CDU/CSU) 


Wann ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung mit dem Bau der Umgehungsstraße der 
Gemeinde Gettorf im Verlauf der Bundesstra- 
ße 76 zu rechnen, und welchen Standpunkt 
vertritt die Bundesregierung hinsichtlich des 
Beschlusses der Einwohnerversammlung der 
Gemeinde Gettorf vom 6. Juli 2000, in dem 
diese die aktuelle Planung für eine Umge- 
hungsstraße zwar anerkannt, die Planungsbe- 
hörden jedoch auffordert, diese Planungen 
schnellstmöglich fertigzustellen und den Bau- 
beginn schon vor dem Jahr 2002 aufzuneh- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Kurt Bodewig 

vom 15. September 2000 

Der Bundesverkehrswegeplan ist gemäß der Koalitionsvereinbarung 
vom 20. Oktober 1998 zügig zu überarbeiten. Daran schließt sich die 
Novellierung der entsprechenden Ausbaugesetze mit den dazugehöri- 
gen Bedarfsplänen an. Die Maßnahme Ortsumgehung Gettorf wird 
im Rahmen der Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplanes erneut 
gesamtwirtschaftlich bewertet. Die zuständige Straßenbauverwaltung 
des Eandes Schleswig-Holstein hat die Maßnahme für die Überprü- 
fung angemeldet. 

Parallel dazu wird die Planung der Maßnahme fortgesetzt. 
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Ein Baubeginn der Ortsumgehung Gettorf ist in erster Linie abhängig 
vom Ergebnis der gesamtwirtschaftlichen Überprüfung und der Ein- 
stufung im künftigen Bedarfsplan. 

Aufgrund des Planungsstandes ist die Maßnahme nicht im Investi- 
tionsprogramm 1999 bis 2002 des Bundes enthalten. Ein Baubeginn 
bis zum Jahr 2002 ist daher nicht vorgesehen. 


47. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, allen Mitglie- 
dern des Ausschusses für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen die nach Bundesländern ge- 
ordnete Projektliste der zusätzlichen Straßen- 
bauprojekte für das nächste Jahr rechtzeitig 
vor Beginn der Haushaltsberatungen im Aus- 
schuss zur Verfügung zu stellen, die den Abge- 
ordneten der Koalitionsfraktionen bereits für 
ihre Wahlkreisarbeit zugestellt worden ist, da- 
mit so eine ordnungsgemäße Beratung des 
Verkehrshaushalts möglich wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Kurt Bodewig 

vom 21. September 2000 

Die Informationen liegen bereits vor. Der Ausschuss Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen wurde mit Schreiben des Bundesministers vom 
15. August 2000 unterrichtet. 


48. Abgeordneter 

Alfred 

Hartenbach 

(SPD) 


Trifft es zu, dass entgegen der Aussagen im 
Raumordnungsverfahren (S. 11 Erläuterungs- 
bericht) im nunmehr angelaufenen Planfest- 
stellungsverfahren zum Streckenabschnitt - 
Umfahrung Hümme - im Rahmen der Aus- 
baustrecke (ABS) Dortmund - Kassel von 
ABS - km 71,300 bis ABS - km 74,080 die 
Anbindung des Bahnhofs Hümme an die Aus- 
baustrecke Dortmund - Kassel nicht mehr vor- 
gesehen ist, und wie bewertet dies die Bundes- 
regierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 15. September 2000 

Nein. In den Raumordnungsunterlagen ist lediglich eine eingleisige 
Anbindung des Bahnhofs Hümme an die Ausbaustrecke (ABS) Dort- 
mund-Kassel als Option vorgesehen. In diesem Zusammenhang wird 
darauf verwiesen, dass es zur Anbindung von Hümme einer Bestel- 
lung eines Nahverkehrsbetreibers bedarf, die bis heute nicht vorliegt. 
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49. Abgeordneter 

Alfred 

Hartenbach 

(SPD) 


Was ist in diesem Fall unter einer optionalen 
Nahverkehrsanbindung (S. 22 Erläuterungsbe- 
richt) zu verstehen, und wie soll diese realisiert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 15. September 2000 

Als optionale Nahverkehrsanbindung von Hümme wird in den Plan- 
feststellungsunterlagen der Einbau eines Abzweiges in km 73,85 der 
ABS Dortmund-Kassel vorgesehen. Die Realisierung dieses Abzwei- 
ges erfolgt nur bei Vorlage einer verbindlichen Bestellung eines Nah- 
verkehrsbetreibers. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


50. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, ob der 

Dr. Max am 30. März 2000 abgeschlossenen Umwelt- 

Stadler Verträglichkeitsprüfung für eine Nebenanlage 

(F.D.P.) zum tschechischen Atomkraftwerk Temelin 

(ca. 60 km hinter der bayerischen Grenze) 
weitere Umweltverträglichkeitsprüfungen ge- 
folgt sind und ob diese insbesondere auch bei 
anderen Anlageänderungen Anwendung ge- 
funden haben? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 20. September 2000 

Nach der im März durchgeführten Teil-UVP zur Änderung einer Ne- 
benanlage im AKW Temelin wurden bisher keine weiteren Teil-UVP 
durchgeführt. In der Sitzung der Deutsch-Tschechischen Kommission 
am 31. Mai 2000 hat der Vertreter der CEZ (Antragsteller für das 
AKW Temelin) die Durchführung weiterer UVP-Verfahren für ande- 
re Anlagenänderungen angekündigt und dabei auf das seit 1992 gel- 
tende tschechische Recht verwiesen. Dabei ist eine Zusammenfassung 
von wahrscheinlich 1 3 Einzelverfahren in ein Gesamtverfahren vorge- 
sehen. Federführend ist das Umweltministerium. Die Bundesregie- 
rung hat um Unterrichtung und rechtzeitige Beteiligung gebeten. 

Außerdem hat der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit, Jürgen Trittin, mit Schreiben an seinen tschechischen 
Kollegen, Herrn Kuzvart, und an den tschechischen Minister für 
Handel und Industrie, Herrn Gregr, wiederholt eine umfassende Um- 
weltverträglichkeitsprüfung gefordert, ohne die das AKW Temelin 
nicht in Betrieb gehen dürfe. Dabei wies er auch auf das bilaterale 
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Umweltabkommen von 1996 (in Kraft seit 1999) und auf internatio- 
nale Abkommen („ESPOO-Konvention“) hin. 


51. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Max rung, im Sinne der angelaufenen Zusammen- 

Stadler arbeit zur vertiefenden Sicherheitsbewertung 

(F.D.P.) ausgewählter Sicherheitsfragen durch deutsche 

Experten, noch auf Verbesserungen der Stan- 
dards des Atomkraftwerkes Temelin hinzuwir- 
ken, um den berechtigten Sicherheitsinteres- 
sen der grenznahen Bevölkerung zu entspre- 
chen? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 20. September 2000 

Die Bundesregierung ist seit Mitte der neunziger Jahre mit der tsche- 
chischen atomrechtlichen Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde zur 
Wahrnehmung der deutschen Sicherheitsinteressen im Gespräch. Ge- 
genstand dieser Gespräche sind Austausch sicherheitsrelevanter Infor- 
mationen speziell zu Temelin und Isar 2, Antworten auf Einwendun- 
gen bayerischer Bürger sowie die Sicherheitsdefizite, die für Anlagen 
des Typs „Temelin“, d. h. des Druckwasserreaktors sowjetischer Bau- 
art WWER 1000, durch Untersuchungen deutscher Experten für 
Stendal wie auch in internationaler Zusammenarbeit identifiziert wor- 
den waren. Auf deutscher Seite gab es im Zusammenhang mit der Ge- 
samtbewertung des Projekts durch die tschechische Regierung im Jah- 
re 1999 die Erwartung, dass - ähnlich wie bei Stendal - auf eine Eer- 
tigstellung wegen des Aufwands für notwendige Sicherheitsverbesse- 
rungen und bereits erheblicher Kostenüberschreitungen verzichtet 
wird. 

Nach der Entscheidung der tschechischen Regierung für die Eertig- 
stellung hat die Bundesregierung nachhaltig darauf gedrungen, dass 
sich deutsche Experten bei den wichtigsten Sicherheitsfragen ein ei- 
genständiges Bild davon machen können, inwieweit die bekannten 
Defizite beseitigt werden oder ob Gefahren drohen. 

Die vertieften Bewertungen ausgewählter Sicherheitsfragen durch 
deutsche Experten haben im Vergleich mit deutscher Sicherheitspraxis 
Erfordernisse für weitere technische Verbesserungen oder für zusätz- 
liche Nachweise ergeben. Die tschechische atomrechtliche Genehmi- 
gungsbehörde hat die Ergebnisse anerkannt, aber auch festgestellt, 
dass diesen Sicherheitsbedenken bereits im bisherigen Verfahren ent- 
sprochen wurde oder zukünftig entsprochen wird. Weitere kurzfristi- 
ge Klärungen wurden zugesagt. Unabhängig davon liegt es in der Ver- 
antwortung der tschechischen Sicherheitsbehörde, die verbliebenen 
deutschen Sicherheitsbedenken bei ihren Entscheidungen zu berück- 
sichtigen. 

Die tschechische atomrechtliche Genehmigungsbehörde hat der Bun- 
desregierung außerdem zugesagt, sie über sicherheitsrelevante Er- 
kenntnisse aus den Tests und Inbetriebsetzungsversuchen für Temelin 
zu unterrichten. Die Bundesregierung wird weiterhin Hinweisen über 
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mögliche Sicherheitsdefizite bei Temelin nachgehen und die berechtig- 
ten Sicherheitsinteressen der Bevölkerung wahrnehmen. 

Die Bundesregierung hat mehrfach für einen Verzicht auf Temelin 
plädiert. Sie hat aber keine rechtlichen Mittel, die Inbetriebsetzung 
vom AKW Temelin zu verhindern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


52. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(F.D.P.) 


Auf welche Weise beabsichtigt die Bundesre- 
gierung ihr Vorhaben umzusetzen, 1 Mrd. 
DM aus den UMTS-Zinsersparnissen (UMTS: 
Universal Mobile Telecommunications Sys- 
tem) in die Human-Genom-Forschung zu inve- 
stieren? 


Antwort des Staatssekretärs Uwe Thomas 
vom 19. September 2000 

Die Bundesregierung wird die Erlöse aus der Versteigerung der 
UMTS Lizenzen konsequenz für den Abbau der Staatsschulden ein- 
setzen. Dies verringert die Zinsausgaben und eröffnet damit neue Ge- 
staltungsspielräume zugunsten von Zukunftsinvestitionen in den Be- 
reichen Verkehrsinfrastruktur, Bildung und Forschung, Altbausanie- 
rung und Städtebauförderung. Weitere Konkretisierungen werden im 
Rahmen der laufenden Haushaltsberatungen vorgenommen. 


53. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(F.D.P.) 


Welche Gesetzesinitiativen wird die Bundesre- 
gierung insbesondere mit Blick auf die Geset- 
zeslage im Ausland entwickeln, um die deut- 
sche Genomforschung z. B. im Kampf gegen 
Krebs- und Alzheimer-Erkrankungen auf 
Weltspitzen-Niveau zu bringen? 


Antwort des Staatssekretärs Uwe Thomas 
vom 19. September 2000 

Die Beförderung der Genomforschung ist in erster Linie eine Frage 
zielführender und innovationsfördernder Forschungsfördermaßnah- 
men. Diese betreffen insbesondere eine Verbesserung der For- 
schungsstrukturen, der interdisziplinären Zusammenarbeit, der Ver- 
wertung der erzielten Forschungsergebnisse sowie der programmbe- 
zogenen Projektförderung. 


Berlin, den 22. September 2000 
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